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Die Gemeinde Pittenhart erlässt aufgrund des Baugesetzbuches (BauGB), der Verordnung 
über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), der Bayerischen Bauordnung (BayBO), 
der Gemeindeordnung (GO),des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege 
(BNatSchG) und des Gesetzes über den Schutz, die Pflege der Landschaft und die 
Erholung (BayNatSchG) in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses jeweils gültigen 
Fassung diesen Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan als Satzung.

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom  _____________  gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans "Wimmäcker" beschlossen. Der Auf-
stellungsbeschluss wurde am  _____________  ortsüblich bekanntgemacht.

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher 
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung 
vom  _____________  hat in der Zeit vom  _____________ bis _____________  
stattgefunden.

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung 
vom  _____________  hat in der Zeit vom  _____________ bis _____________  
stattgefunden.

Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  _____________  wur-
den die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom  _____________  bis  _____________  beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom _____________  wurde mit 
der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom   _____________  bis 
 _____________  im Internet veröffentlicht.

Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom  _____________  den 
Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom  _____________  
als Satzung beschlossen.

Pittenhart, den ...............................

                                                    .................................................. 
             - Siegel -                                    Sebastian Unterhuber
                                                                              (Erster Bürgermeister)

Ausgefertigt,

Pittenhart, den ...............................

                                                    .................................................. 
             - Siegel -                                    Sebastian Unterhuber
                                                                              (Erster Bürgermeister)

Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am  _____________  ge-
mäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungs-
plan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der 
Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Ver-
langen Auskunft gegeben.
Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird 
hingewiesen.

Pittenhart, den ...............................

                                                    .................................................. 
             - Siegel -                                    Sebastian Unterhuber
                                                                              (Erster Bürgermeister)

mit integriertem Grünordnungsplan
Bebauungsplan

"Wimmäcker"

Vorgeschriebene Firstrichtung (nicht Lage First)
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Kennzeichnung Birke 
Nr. 980602-853113
(Höhlenbaum)

H

D

ODE

Standortvorschlag 
Laub-/Obstbaum

Anbauverbotszone der 
TS 19 von 8,25 m

Vorgeschlagene Lage
für Stellplätze

Freizuhaltendes Sicht-
dreieck außerhalb Geltungs-
bereich

6.

Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen

Flächen für den Erhalt von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen zur Ortsrandeingrünung

Laub-/Obstbaum zu pflanzen

Baumbestand zu erhalten (Lage angenähert)

Straßenbegleitgrün mit undurchdringlicher Bepflanzung
und Beschränkung des Gemeingebrauchs in der straßen-
rechtlichen Widmung auf "Straßenbegleitgrün ohne 
Durchgangsmöglichkeit"

Baudenkmal - nachricht-
liche Übernahme entspr. 
Denkmalliste Bayern

Straßenrechtliche Orts-
durchfahrt Erschließung
(ODE-Grenze)

5.

Vorgeschriebene Ein-/Ausfahrt

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: öffentl. Parkplatz

Öffentliche Straße

Straßenbegrenzungslinie

Freizuhaltendes Sichtdreieck

9.

9.1

9.2

9.3

10.

11.

Zisternen
Je Gebäude ist ein unterirdischer Wasserspeicher (Zisterne) mit einem Fassungs-
vermögen von mind. 5 cbm herzustellen.

Abstandsflächen
Die Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO sind in der zum Zeitpunkt der Bauantrag-
stellung bzw. Genehmigungsfreistellungsverfahren gültigen Fassung einzuhalten.

Anlage zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen: 
Lärmschutzwand mit einer zwingenden (min. = max.) 
Höhe von 4,0 m bezogen auf Geländehöhe am nordwestl. Eck 
Stallgebäude: 562,75 m üNHN

Fassadenbereiche mit Immissionswerten < 10 % Geruchsstunden-
häufigkeit pro Jahr (unbelastete Fassadenbereiche) (Ziff. C.9.1)

Fassaden  mit Ausschluss von Belüftung bei gewerbl. Nutzung
(Ziff C.9.2)

Umgang mit Niederschlagswasser
Niederschlagswasser ist auf den jeweiligen Grundstücken zu versickern. Dabei ist eine 
breitflächige Versickerung über eine belebte Oberbodenschicht anzustreben. Ist eine breit-
flächige Versickerung nicht möglich, so ist eine linienförmige Versickerung z.B. mittels 
Mulden-Rigolen oder Rigolen zu realisieren. Die Anlagen zur Niederschlagswasserbeseiti-
gung sind nach dem Stand der Technik zu errichten und zu betreiben. Die Vorgaben der
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der Technischen Regeln zum
schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer
(TRENOG) bzw. in das Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten.

Gegebenenfalls ist eine wasserrechtliche Genehmigung zu beantragen. Bei der Beseiti-
gung von Niederschlagswasser von Dach-, Hof- und Verkehrsflächen sind dann die An-
forderungen der DWA-Merkblätter DWA-A 138 und M 153 einzuhalten.

Die Behandlung des Niederschlagswassers ist durch einen detaillierten Entwässerungsplan 
mit dem Bauantrag nachzuweisen.

Die Niederschlagswasserbeseitigung ist mit dem Wasserwirtschaftsamt abzustimmen. 
Es ist eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen.

Die Nutzung von Regenwasser, z.B. zur Gartenbewässerung oder zum häuslichen Gebrauch 
wird empfohlen. 

Gefahren durch Wasser
Gebäude sind eigenverantwortlich so zu gestalten, dass in der Fläche abfließender Stark-
regen nicht eindringen kann. Unterkellerungen sollten grundsätzlich in hochwassersicherer 
Bauweise ausgeführt werden (Keller wasserdicht und ggf. auftriebssicher). Öffnungen an 
Gebäuden (Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, Installationsdurchführungen etc.)
sind ausreichend hoch zu setzen bzw. wasserdicht und ggf. auftriebssicher auszuführen.

Es dürfen keine Geländeveränderungen vorgenommen werden, die wildabfließende Wasser 
aufstauen oder schädlich umlenken können.

Altlasten
Sollten während der Baumaßnahmen Bodenauffälligkeiten angetroffen werden, die auf 
eine Altlast o.ä. hinweisen, ist das Lanratsamt Traunstein zu verständigen.

Immissionen
Temporäre Immissionen durch benachbarte landwirtschaftliche Betriebe, insbesondere 
Geruch, Lärm, Staub und Erschütterungen sind zu dulden, auch an Sonn- und Feiertagen 
sowie zur Nachtzeit, vor allem während der Erntezeit.

Im Zuge der Genehmigungsverfahren für Gewerbebetriebe im Mischgebiet ist zu prüfen, ob 
die Anforderungen der TA Lärm eingehalten sind, sofern es sich nicht um nicht störendes 
Gewerbe (z. B. Büros) handelt.

Denkmale
Im Nahbereich des Planungsgebiets befinden sich Baudenkmale. Die Denkmalschutzbehör-
de ist bei allen Baumaßnahmen und Maßnahmen an baulichen Anlagen, von denen Bau-
denkmale unmittelbar oder in ihrem Nahbereich betroffen sind, zu beteiligen. Auch verfah-
rensfreie oder von der Baugenehmigung freigestellte Baumaßnahmen bedürfen einer ent-
sprechenden Erlaubnis nach Art. 6 des Bayerischen Denkmalschutzgesetz (BayDSchG), 
welche beim Landratsamt zu beantragen und über die Gemeinde einzureichen ist.

Bodendenkmale, die bei der Ausführung von Baumaßnahmen zu Tage treten, unterliegen 
der Meldepflicht nach Art. 8 Denkmalschutzgesetz (DSchG). Sie sind dem Bayerischen 
Landesamt für Denkmalpflege BLfD oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich 
anzuzeigen.

Artenschutz
Hinsichtlich des Artenschutzes wird auf § 44 "Vorschriften für besonders geschützte und 
bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten" des Gesetzes über Naturschutz und Land-
schaftspflege (BNatSchG) hingewiesen. Demnach ist es unter anderem verboten, ge-
schützte Arten zu stören, zu verletzen, zu töten, zu beschädigen oder zu zerstören. Im
Baugenehmigungsverfahren ist sicherzustellen, dass im Rahmen dieser Satzung umge-
setzte Bauvorhaben weder durch ihre Errichtung oder ihren späteren Bestand den gesetz-
lichen Regelungen des § 44 BNatSchG entgegenstehen.

DIN-Normen
Soweit der Bebauungsplan Bezug auf DIN-Normen nimmt, können diese im Bauamt der 
Gemeinde zu den ortsüblichen Öffnungszeiten eingesehen werden.

Städtebauliche Verträge
Zur Sicherung des Mischgebiets sollen in Bereichen, in denen die die Wohnnutzung im 
Erdgeschoss ausgeschlossen ist, städtebauliche Verträge zwischen der Gemeinde und 
den Grundstückseigentümerns geschlossen werden.

Baumpflanzungen an Kreisstraßen
Bei Baumpflanzungen entlang von Kreisstraßen innerhalb der Ortsdurchfahrt ist ein Min-
destabstand von 2 m vom Straßengrundstück einzuhalten. Durch Baumwurzeln entste-
hende Schäden an der Fahrbahn und deren Nebenanlagen sind vom Verursacher ord-
nungsgemäß zu beheben und die Kosten zu tragen.
Geplante Baumpflanzungen entlang von Kreisstraßen sind rechtzeitig vor Pflanzung mit 
der Tiefbauverwaltung abzustimmen.

Abstandsflächen
Eine vollständige Ausnutzung der Bauräume 7 und 8 mit dem dort zulässigen Maß der 
baulichen Nutzung erfordert eine Übernahme von Abstandsflächen auf einem 
Nachbargrundstück.

Festsetzungen zur Grünordnung

Neupflanzung
Bei Neu- und Ersatzbauten ist je 300 m² unbebauter Fläche mindestens ein hei-
mischer Laubbaum zu pflanzen oder zu erhalten.

Die per Planzeichen als zu pflanzen festgesetzten Bäume dürfen auf die geforderte
Mindestanzahl angerechnet werden. Von der festgesetzten Lage darf um bis zu 4 m 
abgewichen werden.

Für alle Pflanzungen sind nur standortgerechte und klimaverträgliche Laubgehölze
zulässig. Nadelgehölze (z.B. Thujen, Fichten und Tannen) sowie Sorten mit Säulen-,
Pyramiden- und Hängeformen sind nicht zulässig.

Für alle Neupflanzungen werden nachfolgende Pflanzgrößen festgesetzt:
Laubbäume 1. bis 3. Ordnung
Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm 
Mindestdurchmesser der Baumscheibe: 2,0 m
Obstbäume
Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 12-14 cm
Mindestdurchmesser der Baumscheibe: 2,0 m 
Sträucher
Mindestpflanzqualität: verpflanzter Strauch, 3-8 Triebe, 100-150 cm

Die gepflanzten Bäume und Sträucher sind zu pflegen, zu erhalten und bei Ausfall
durch Neupflanzung in gleicher Qualität zu ersetzen.

Sichern des Baumbestands
Bestehende, durch Planzeichen festgesetzte Laub- und Obstbäume sind zu erhal-
ten und dürfen nicht beschädigt und nicht entfernt werden. 

Die Bäume sind vor allem während der Bauzeit besonders zu sichern. Im gesamten 
Wurzelbereich der Kronentraufe zzgl. 1,50 m  dürfen keine Abgrabungen und keine 
Aufschüttungen vorgenommen werden bzw. sind entsprechende Sicherungs- und 
Schutzmaßnahmen gemäß geltendem Stand der Technik zu veranlassen. 

Bestehende Laub- und Obstbäume sind fachgerecht zu pflegen und bei Ausfall in 
gleicher Zahl zu ersetzen. Von der festgesetzten Lage der Gehölze kann abgewi-
chen werden, wenn technische, verkehrstechnische oder gestalterische Gründe 
dies erfordern.

Ein- und Durchgrünung
Innerhalb der Fläche für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen ist ein Anteil von mind. 40 % mit standort- und klimagerechten, 
heimischen Sträuchern zu bepflanzen. Das entspricht einer Pflanzfläche von 80 m².

Die gepflanzten Sträucher sind als naturnahe, freiwachsende Heckenelemente 
aus bevorzugt Vogelnähr- und -schutzgehölzen auszubilden. Dabei sind mindestens 
6 verschiedene Gehölzarten zu verwenden und in lockeren Pflanzengruppen zu
situieren. Je 2 m² erforderlicher Pflanzfläche ist mindestens 1 Gehölz zu pflanzen.

Innerhalb der Fläche für den Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen sind heimische Laubbäume und Sträucher zu erhalten, zu pflegen 
und bei Ausfall zu ersetzen. Ablagerungen und Nebenanlagen sind unzulässig.

Überdeckung von Tiefgaragen
Nicht überbaute Flächen von Tiefgaragen sind mit mind. 0,6 m Erde zu überdecken
und dauerhaft zu begrünen.

Begrünung von Flachdächern
Flachdächer sind vollständig, dauerhaft und fachgerecht mit bodenbedeckenden 
Pflanzen zu begrünen. Notwendige technische Anlagen sind davon ausgenommen. 
Die durchwurzelbare Substratstärke muss mind. 0,10 m betragen.

Allgemeine Vorgaben
Die gärtnerische Gesamtgestaltung einschließlich Bepflanzung auf den Baugrund-
stücken ist bis spätestens 1 Jahr nach Bezugsfertigkeit der jeweiligen Gebäude 
herzustellen.

Das Anlegen von Schotter-, Split- oder Kiesflächen als Ziergestaltung ist unzulässig.

Festsetzungen zum Artenschutz

Am Gebäude innerhalb des Bauraumes 8 sind mind. 3 Fledermausrundkästen 
sowie je 3 Starenkästen, Sperlingskästen und Meisenkästen fachgerecht 
anzubringen. Die Funktion der Kästen ist für mind. 10 Jahre aufrecht zu erhalten.

Die Rodung und Fällung von Gehölzen ist ausschließlich in der Zeit vom 01. Okto-
ber bis Ende Februar eines jeden Jahres zulässig. Bei aufgefundenen Tieren sind
die Arbeiten unverzüglich einzustellen und die Untere Naturschutzbehörde zu
informieren.

Die Rodung und Fällung der gekennzeichneten Birke ist in der Zeit vom 11. Sep-
tember bis 31. Oktober oder 16. März bis 30. April durchzuführen.
Vor der Rodung und Fällung ist die gekennzeichnete Birke auf Vorkommen von 
Fledermäusen zu untersuchen und einige Tage vor der Rodung mit einer Folie zu 
verschließen. Alternativ können in Abstimmung mit der Unteren Natuschutzbehörde 
auch andere Vorgehensweisen zum Einsatz kommen.

Sollten beim Abbruch von Gebäuden und Gebäudeteilen im Bestand gebäudebrü-
tende Vögel oder Fledermäuse vorgefunden werden, sind die Arbeiten unver-
züglich einzustellen und die Untere Naturschutzbehörde zu informieren.

Es sind ausschließlich voll abgeschirmte Leuchten mit geringem UV- und Blau-
anteil zu verwenden, die in einem Winkel von 20° unterhalb der Horizontalen 
strahlen. Geneigte Lampen, Bodenstrahler und Kugellampen sind unzulässig. 
Es sind Anlagen mit Bewegungsmelder bzw. integrierter Zeitschaltuhr zu ver-
wenden und Beleuchtungsintervalle sicherzustellen.
Die Gehäuse müssen dicht ausgeführt sein. Die Lampenmasthöhe ist so niedrig 
wie möglich zu halten. Die Lichtpunkthöhe bei Straßenlampen beträgt max. 4,5 m.

Durchgängige Glasflächen ab einer Größe von 1,5 m² sind mit Maßnahmen gegen
Vogelschlag auszubilden, z.B. durch Verwendung halbtransparenter Materialien, 
wie Milchglas, mattierte oder gemusterte Scheiben oder vorgelagerte Konstruk-
tionen, wie Rankgitterbegrünung oder feststehender Sonnenschutz.
Ausnahmsweise können größere Glasflächen ohne Schutzmaßnahmen umgesetzt 
werden, wenn bei einer Detailprüfung aufgrund der Lage der Fensterfront ein ver-
mindertes Vogelschlagrisiko festgestellt wird.

Die Umsetzung der in Ziffer 7.1 - 7.6 festgesetzten Vermeidungs- und Ersatz-
maßnahmen hat bis spätestens 1 Jahr nach Bezugsfertigkeit der jeweiligen 
Gebäude zu erfolgen.

Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich der Eingriffe in Natur und Land-
schaft

Für die geplanten Eingriffe des städtebaulichen Vorhabens auf einer Fläche von
14.060 m² besteht in Anwendung des Leitfadens „Bauen im Einklang mit Natur 
und Landschaft, Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ (Bayer. Staatsministerium
für Landesentwicklung und Umweltfragen, StMLU, 2003) ein Ausgleichbedarf von 
6.500 m².

Der Ausgleich wird von folgenden gemeindlichen Ökokontoflächen abgebucht:

   - Pittenhart Wertstoffhof, Flur Nrn. 168, 644 und 645, Gmkg. Pittenhart 
     Abbuchung von 4.670 m²
     Flächenbeschreibung: "mäßig extensiv genutztes, artenreiches Grünland"

   - Pittenhart Mooswiesen, Flur Nr. 1082, Gmkg. Pittenhart
     Abbuchung von 1.820 m²
     Flächenbeschreibung: "artenreicher Waldrand"

Weitere Ausführungen sind der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung im Rah-
men des Umweltberichts als Bestandteil der Begründung zu diesem Bebauungs-
plan zu entnehmen.
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Art der baulichen Nutzung

Mischgebiet (MI) gemäß § 6 BauNVO sowie Fläche für den Gemeinbedarf, 
Zweckbestimmung Feuerwehr.

Im Mischgebiet werden die Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 BauNVO nicht Bestandteil 
des Bebauungsplans. 

Wohnnutzung ist im Erdgeschoss in den im Planteil gekennzeichneten Bauräumen 
sowie im gekennzeichneten Teilbereich von Bauraum 1 unzulässig.

Maß der baulichen Nutzung

Die Grundflächenzahl wird mit 0,6 festgesetzt.

Die Grundflächenzahl darf im MI1 durch die nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO 
bezeichneten Anlagen bis zu einer GRZ von 0,9 überschritten werden.

Die festgesetzte Wandhöhe wird gemessen von der Oberkante Fertigfußboden 
OK.FFB.EG bis zum Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit OK Dachhaut.

Von der im Planteil festgesetzten Höhenlage für OK.FFB.EG ist eine Abweichung
nach oben und unten um bis zu 0,20 m generell zulässig.

Überbaubare Grundstücksflächen

Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch die Baugrenzen festgesetzt.

Überschreitungen der Baugrenzen durch Balkone, Vordächer und Standgiebel
sowie erdgeschossige Anbauten sind bis zu einer Tiefe von max. 1,50 m 
zulässig.

Überschreitungen der Baugrenzen durch Terrassen sind zulässig, wenn diese in
ihrer Summe die Größe von max. 20 m² je Wohneinheit nicht überschreiten.

Flächen für Nebenanlagen und Anlagen für den ruhenden Verkehr

Für Gebäude mit bis zu 2 Wohn- oder Gewerbeeinheiten ist je Einheit 1 Neben-
gebäude mit einer Fläche bis zu 10 m² zulässig.
Für Gebäude mit mehr als 2 Wohn- oder Gewerbeeinheiten ist je Gebäude ein 
gemeinsames Nebengebäude mit einer Grundfläche von max. 5 m² je Einheit zu-
lässig.

Nicht überdachte Stellplätze sind westlich und südlich der Planstraße A nur 
innerhalb der festgesetzten Flächen für Stellplätze zulässig. Östlich der Planstraße 
A sind Stellplätze und Garagen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
zulässig. 

Stellplätze dürfen überdacht werden (Carports) sofern diese mit einem begrünten 
Flachdach oder einem flach geneigten Pultdach ausgeführt werden.

Tiefgaragen sind nur innerhalb der Baugrenzen und der im Planteil festgesetzten 
Fläche zulässig. Zufahrten (auch überdacht) sind auch außerhalb dieser Flächen 
zulässig.

Vor Tiefgaragenzufahrten ist ein Aufstellraum von mind. 5,00 m ab Fahrbahnrand 
vorzusehen.

Nicht überdachte Stellplätze sind aus versickerungsfähigem Material, z.B. wasser-
gebundene Decken, Rasengittersteine, Pflaster mit Rasenfuge oder ähnlichen 
wasserdurchlässigen Materialien herzustellen.

Innerhalb der Sichtdreiecke sind Stellplätze und sichtbehindernde Gegenstände 
mit einer Höhe von mehr als 0,8 m unzulässig. Ausgenommen hiervon sind einzel-
ne Bäume mit einem Astansatz von mehr als 2,80 m, sofern sie die Verkehrsüber-
sicht nicht beeinträchtigen.

Gestalterische Festsetzungen

Baukörper
Hauptgebäude sind als rechteckige Baukörper mit einem Seitenverhältnis von
mind. 5 : 4 ausführen. Dies gilt nicht für Gebäude in der festgesetzten 
Gemeinbedarfsfläche.

An- und Nebenbauten sind in Form, Farbe und Material an das Hauptgebäude 
anzugleichen.

Dachgestaltung
Für Hauptgebäude sind ausschließlich gleichschenklige Satteldächer mit mittigem
First und einer Dachneigung zwischen 15° und 30° zulässig.

Sofern ein Lebensmitteleinzelhandelsbetrieb mit einer anderen Nutzung im 
Obergeschoss überbaut wird, kann ausnahmsweise auch ein begrüntes 
Flachdach oder Pultdach mit einer Dachneigung bis zu 5° zugelassen werden.

Für Nebengebäude, Carports und überdachte Tiefgaragenzufahrten sind neben 
Satteldächern auch Pult- und begrünte Flachdächer zulässig.

Alle Gebäude müssen Dachüberstände aufweisen. Dabei sind folgende Mindest-
maße einzuhalten: Giebelseite 1,20 m, Traufseite 1,00 m. 
Für Nebenanlagen und Carports sind geringere Dachüberstände zugelassen. Bei 
Flach- und Pultdächern ist kein Dachüberstand erforderlich.

Die Dacheindeckungen sind aus roten oder rotbraunen, kleinformatigen Materialien
auszuführen. Abweichungen sind bei der Installation von Solaranlagen und bei be-
grünten Flachdächern zulässig.

Je Einzelhaus ist in einer Hauptdachfläche wahlweise ein Quergiebel mit einer 
Breite von max. 1/3 der Gebäudelänge oder eine Dachauffaltung mit einer Breite 
von max. 1/3 der Hauptdachlänge und einer Neigung von max. 5° größer der 
Hauptdachneigung zulässig. Sie sind jeweils aus der Hauptdachtraufe zu ent-
wickeln und in ihren Oberkanten mind. 0,40 m vom Hauptdachfist abzusetzen.
Alternativ zu den Quergiebeln ist in einer Hauptdachfläche wahlweise ein max. 
1,50 m aus der Fassade vortretender oder auf das Hauptdach ausgesetzter sog. 
"Standgiebel" zulässig (s. Skizze), dessen Traufoberkanten max. 1,00 m über der 
Oberkante der Hauptdachtraufe liegen darf. Im Übrigen gelten hierfür die Bestim-
mungen zu den Quergiebeln. 
Negative Dacheinschnitte sind unzulässig.

Skizze Standgiebel

Schema-Frontansicht                                          Schema Seitenansicht

Solaranlagen/Photovoltaik
Die nutzbaren Dachflächen der Gebäude sind zu mind. 1/3 mit blendfreien Photo-
voltaikmodulen zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solar-
mindestfläche). Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann 
die hiervon beanspruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindestfläche 
angerechnet werden. Eine Aufständerung der Anlagen ist nicht zulässig.

Fassadengestaltung
Für Außenwände sind verputze, gestrichene Mauerflächen in weißen oder hellen 
Tönen und/oder holzverschalte Flächen oder Massivholzwände vorzusehen. Holz-
flächen sind ausschließlich naturbelassen, lasiert oder in hellen Pastelltönen zulässig. 
Für kleinere Bauteile ist die Verwendung von Sichtbeton oder Naturstein möglich. 
Strukturputze sind unzulässig.

Die Fenster- und Türoffnungen sollen in einem ausgewogenen Verhältnis zur Wand-
fläche stehen, wobei die Wandfläche überwiegen muss. Fensterlose Hausseiten 
sind unzulässig.

Schaufenster sind nur als Einzelfenster zulässig. Die Schaufenster und die verblei-
benden Wandbreiten (Mauerpfeiler) sollen in einem ausgewogenen Verhältnis zur 
Fassade stehen.

Einfriedungen
Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 1,00 m zulässig und aus Holz oder 
Maschendrahtgewebe oder Stahlgitterzäune mit durchgehender Hinterpflanzung 
herzustellen. Zwischen Boden und Zaun ist ein Freiraum von mind. 0,15 m
einzuhalten.

Einfriedungen und Anpflanzungen sind so zu errichten und zu unterhalten, dass 
folgende Abstände eingehalten werden:
    - bei voll ausgebauten Straßen, Wegen und Plätzen mind. 0,75 m, gemessen
       vom Rand der befestigten Fahrbahn
    - bei nicht ausgebauten Straßen und Wegen mind. 0,75 m vom erkennbaren 
       Fahrbahnrand, jedoch mind. 2,50 m von der Fahrbahnmitte

Geländeveränderungen
Aufschüttungen und Abgrabungen des natürlichen Geländes sind zur Einfügung 
der Häuser oder zum Einfügen von Lichtschächten bis zu 0,50 m zulässig. Zur 
Straße und zu den Nachbargrundstücken ist das Gelände anzugleichen.

Entlang der Hauskanten ist eine Mindestandeckung des Geländes bis zu 0,20 m 
unter FFB.EG festgesetzt.

Werbeanlagen
Werbeanlagen sind nur an der Fassade zulässig. Es ist ausschließlich Eigen-
werbung zulässig. Leuchtreklamen mit grellem Licht, Blink- oder Wechsellicht 
sind unzulässig.

Sofern ein Betrieb des Lebensmitteleinzelhandels (LEH) errichtet wird, gelten 
ergänzend folgende Bestimmungen:
  - Am Gebäude sind Werbeanlagen bis zu einer Einzelgröße von 15 m² zulässig. 
  - Akustische Außenwerbung ist unzulässig.
  - An den Einfahrten sind insgesamt bis zu 2 Werbepylone mit einer Höhe von
    max. 6,0 m und einer Breite von max. 2,0 m zulässig.
  - Innerhalb der Fläche für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sons-
    tigen Bepflanzungen sind bis zu 3 Fahnenmasten mit einer Höhe von max. 
    8,0 m zulässig.
  - Leuchtreklamen mit grellem Licht, Blink- oder Wechsellicht sind unzulässig.

Sonstige gestalterische Vorgaben
Bewegliche Wertstoff- u. Abfallsammelbehälter sind innerhalb baulicher Anlagen 
unterzubringen.
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Festsetzungen zum Immissionsschutz

Geruchsimmissionen
Für Wohnnutzungen der im Beiplan Geruchsimmissionen mit A und C bezeichneten 
Gebäude sowie Büro- und Aufenthaltsräume bei gewerblicher Nutzung im Gebäude C 
ist eine Grundrissorientierung zu wählen, so dass schutzbedürftige Räume (Kinder-, 
Schlaf- und Wohnzimmer) nur über die im Beiplan Geruchsimmissionen grün 
gekennzeichneten Fassaden belüftet werden können. Sofern dies nicht möglich ist,
ist eine zentrale Lüftungsanlage mit Frischluftzufuhr über eine im Beiplan Geruchs-
immissionen grün gekennzeichnete Fassadenfläche vorzusehen.

Für gewerbliche Nutzungen ist eine Grundrissorientierung zu wählen, so dass 
eine Belüftung nicht über die im Beiplan Geruchsimmissionen rot gekenn-
zeichneten Fassaden erfolgt. 

Bei Bauvorhaben im Baufenster B ist eine Einzelfallprüfung durchzuführen.

16.07.2026

Lärmimmissionen
Im Planungsgebiet sind an allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich
schutzbedürftige Räume (z.B. Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungs-
räume in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches, Büroräume 
und Ähnliches) befinden, bei Errichtung und Änderung der Gebäude technische 
Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm vorzusehen, die gewährleisten, dass 
das im Beiplan Schallschutz an der jeweiligen Gebäudeseite in rot bzw. blau 
bzw. grün angegebene Bau-Schalldämm-Maß eingehalten wird.

Mindestens einzuhalten ist, bei im Beiplan nicht gekennzeichneten Fassaden, 
ein gesamtes bewertetes Bau-Schalldämm-Maß von 35 dB.

Bei Außenbauteilen von Büroräumen und Räumen ähnlicher Schutzbedürftigkeit 
gelten um jeweils 5 dB geringere Anforderungen.

Sofern Fassaden von der im Bebauungsplan festgesetzten Baugrenze abrücken, 
gelten die genannten Schalldämm-Maße ebenso für die abgerückten Fassaden.

An den im Beiplan Schallschutz mit grüner Linie gekennzeichneten Fassaden sind
Balkonbrüstungen über dem Dach fugendicht und mit einem Flächengewicht
von mind. 20 kg/m² sowie einer Höhe von 1 m auszuführen.

An den im Beiplan Schallschutz mit blauer Linie gekennzeichneten Fassaden sind 
für Schlaf- und Kinderzimmer, die nur über ein Fenster in einer mit diesem 
Planzeichen gekennzeichneten Fassade belüftet werden können, 
Einrichtungen zur Raumbelüftung vorzusehen, die gewährleisten, dass in dem für 
den hygienischen Luftwechsel erforderlichen Zustand (Nennlüftung) die festge-
setzten Anforderungen an den baulichen Schallschutz gegen Außenlärm eingehal-
ten werden. Dies gilt auch für Fassaden, die von der festgesetzten Baugrenze 
abgerückt liegen.
Solche Einrichtungen könnten beispielsweise sein: vorgebaute Pufferräume, Prall-
scheiben, Spezialfenster mit erhöhtem Schallschutz bei Lüftungsfunktion, Schall-
dämmlüfter, u.a.

Mechanische Belüftungseinrichtungen dürfen in Schlafräumen im bestimmungsge-
mäßen Betriebszustand (Nennlüftung) einen Eigengeräuschpegel von 30 dB(A) im 
Raum (bezogen auf eine äquivalente Absorptionsfläche von A = 10 qm) nicht über-
schreiten.

Zum Schutz von Wohnräumen vor den Geräuschimmissionen des benachbarten 
landwirtschaftlichen Betriebs sind Grundrisse der Wohnungen derart zu planen, 
dass sich in den im Beiplan Schallschutz mit roter Linie gekennzeichneten Fassaden 
keine Fenster von schutzbedürftigen Räumen nach DIN 4109 befinden. 
Verglasungen, die ausschließlich der Belichtung dienen, sind zulässig.
Ausnahmen davon sind zulässig, wenn durch geeignete Schallschutzkonstruk-
tionen (z.B. verglaste Loggien oder Schallschutzvorbauten) vor dem Fenster 
gewährleistet wird, dass die Geräuschimmissionen aus dem landwirtschaftli-
chen Betrieb um mindestens 5 dB(A) gemindert werden. Dies ist durch eine 
schalltechnische Untersuchung nachzuweisen.

Von diesen Festsetzungen können Ausnahmen zugelassen werden, wenn im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens oder Genehmigungsfreistellungs-
verfahrens durch eine schalltechnische Untersuchung nachgewiesen wird, 
dass auch geringere Anforderungen an den baulichen Schallschutz und geringere 
Schalldämm-Maße unter Beachtung der gültigen baurechtlichen Anforderungen 
möglich sind.

Luftwärmepumpen sind mit einem Mindestabstand von 3 m zur Grundstücksgrenze 
zu errichten. Deren ins Freie abgestrahlter immissionswirksamer Schallleistungspe-
gel darf L

WA 
= 50 dB(A) nicht überschreiten.
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                                Erforderlichkeit fugendichter Balkonbrüstungen (Ziff. C 9.7)
                                
                                Erforderlichkeit schalldämmmender Lüftungseinrichtungen
                                für Schlaf- und Kinderzimmer (Ziff. C 9.8)

                                Ausschluss von Fenstern schutzbedürftiger Räume nach DIN 4109
                                (Ziff. C 9.9)

Erforderliches gesamtes bewertetes Bauschalldämm-Maß (Ziff. C 9.4):

                                erf. R'w,ges = 39 dB

                                erf. R'w,ges = 37 dB

                                erf. R'w,ges = 36 dB

                           

Verkehrsflächen

Festsetzungen zur Grünordnung

A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

Art der baulichen Nutzung 

4.

St

NG

TG

WH 6,70

OK.FFB.EG 
563,00

1.

2.

MI1 Mischgebiet mit Nummerierung verschiedener Teilflächen, z. B. 1

3.

Fläche für den Gemeinbedarf,
hier: Feuerwehr

Nummer Bauraum, z. B. 77

Zulässige Wandhöhe [m] als Höchstmaß z.B. 6,70 m

Höhenbezug für OK.FFB.EG [m ü.NHN] als Höchstmaß, 
z.B. 563,00 m ü.NHN

Abgrenzung unterschiedlicher Wandhöhen, Firstrichtungen
sowie Zulässigkeit von Wohnnutzung

Flächen für Stellplätze

Baugrenze

Flächen für Nebengebäude

Fläche für Tiefgarage

W Wohnnutzung im EG unzulässig

Maß der baulichen Nutzung 

Überbaubare Grundstücksflächen und sonstige bauliche Anlagen
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